
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 30.04.2026 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 024/610-13 

Vorlage: 024/2026/0034 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Gemeinderat Guntersblum 21.05.2026 4 Öff.    

Gemeinderat Guntersblum 18.06.2026 1 Öff.    

 
    

 
Ortsgemeinde Guntersblum; Bebauungsplanverfahren "Gewerbegebiet Guntersblum-Ost"; 
A) Billigung des Bebauungsplanvorentwurfes    
B) Einleitung der frühzeitigen Beteiligungsverfahren 
 
Beschlussvorschlag: 
 
A) Der Gemeinderat beschließt die Billigung des Bebauungsplanvorentwurfes in der vorlie-

genden Fassung.  
 

B) Der Gemeinderat beauftragt die Verbandsgemeindeverwaltung mit dem Vollzug der 
vorgezogenen Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und der früh-
zeitigen Beteiligung der Behörden sowie den sonstigen Trägern öffentlicher Belange ge-
mäß § 4 Abs. 1 BauGB. 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 51160-562590 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 85.130,35 € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
Finanzielle Auswirkungen geprüft: 
      vorstehende Angaben zutreffend 
      vorstehende Angaben nicht zutreffend 

(Sigmund) 
Haushaltsachbearbeiter 
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Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Klassen)  (Crosland) Stellv.   (Wagner)  (Groth) 
Sachbearbeiterin  Fachbereichsleiter  Beigeordnete  Bürgermeister 

 
 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

Zu A) 
Den Mitgliedern der Gremien liegen die Planunterlagen als Vorentwurf zur Beratung und Bil-
ligung vor. Die Planzeichnung ist dieser Vorlage als Anlage beigefügt. Der umfangreiche Text-
teil zum Bebauungsplan steht aus Gründen des kommunalen Beitrags zum Umweltschutz als 
Download im Sitzungsdienstprogramm zur Verfügung. 
 
Zu B) 
Am Bauleitplanverfahren sind die Öffentlichkeit und die Behörden möglichst frühzeitig zu be-
teiligen. Die Beteiligung dient vor allem der vollständigen Ermittlung und zutreffenden Bewer-
tung der berührten Belange.  
 
Die zweistufige Öffentlichkeitsbeteiligung im Aufstellungsverfahren des Bebauungsplanes hat 
zum Ziel, das erforderliche und zugleich notwendige Abwägungsmaterial zu ermitteln, die Öf-
fentlichkeit an dem Planungsprozess zu beteiligen und ihre Einwirkungsmöglichkeiten zu ver-
bessern. Auch die Akzeptanz gemeindlicher Planung soll hierdurch erhöht werden.  
 
Im Rahmen der vorgezogenen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wird die 
Öffentlichkeit anhand des Bebauungsplanvorentwurfs und seiner Anlagen über die gemeind-
lichen Planungsabsichten informiert und sie erhält Gelegenheit zur Erörterung und Stellung-
nahme. Die im Anschluss daran folgende förmliche Beteiligung (Offenlage) gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB hat den beschlussreifen Bebauungsplanentwurf zum Gegenstand, der für die Dauer 
von einem Monat öffentlich ausliegt und zu dem von jedermann Stellungnahmen vorgebracht 
werden können.  
 
Eine gleichrangige Bedeutung hat die Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange. Beteiligt werden diejenigen, deren Aufgabenbereich durch die städtebau-
liche Planung berührt wird. Die Verbandsgemeindeverwaltung wird im Auftrag der Ortsge-
meinde gemäß § 4 Abs. 1 BauGB die frühzeitige Behördenbeteiligung durchführen. Neben der 
Aufforderung zur Abgabe einer Stellungnahme, werden Äußerungen zum Umfang und Detail-
lierungsgrad der Umweltprüfung angefordert. Die Behörden sind ihrerseits verpflichtet, ge-
genüber der Gemeinde ihre Stellungnahmen innerhalb eines Monats abzugeben.  
 
Bei der im Anschluss, parallel zur Offenlage, stattfindenden förmlichen Träger- und Behör-
denbeteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB ist wiederrum der, auf Grundlage der Stellungnahmen 
aus der frühzeitigen Beteiligung, ausgearbeitete Bebauungsplanentwurf Gegenstand der Be-
teiligung. Hier folgt wiederrum die Monatsfrist zur Abgabe einer Stellungnahme.  
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Die Gemeinde hat die Stellungnahmen der Behörden ebenso wie die Anregungen aus der 
Beteiligung der Öffentlichkeit in der planerischen Abwägung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB zu be-
rücksichtigen.  
 
 
Anlage(n):  _Planzeichnung 
  _Textliche Festsetzungen mit Begründung und Umweltbericht 
 
  
 
 


